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Kläger und Revisionskläger,
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 21. Februar 1980

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgericht$ Hamburg von 43. Juni 1978 wird zurück—
gewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten.
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Die Beteiligten streiten um die Witwerrente aus der Versiche-

rung der im Jahre 1904 geborenen und am 29. Januar 1974 ver—

storbenen Versicherten (%; I (Versicherte).

Der im Jahre 1902 geborene Kläger lebte mit der im Jahre 1904

geborenen Versicherten bis zu ihrem Tode in einer 80 m2 großen,

aus drei Zimmern und Küche bestehenden Etagenwohnung in Ham-

burg zusammen. Beide Ehegatten bezogen Rente. Neben seinem

Altersruhegeld erzielte der Kläger Einnahmen als selbständi-

ger Schulbuchvertreter, die Versicherte aus einer Tätigkeit

als Schneiderin. Die Versicherte hat die gesamte Hausarbeit

allein verrichtet und nach der Auffassung des Landessozial-

gerichts (LSG) wegen der Vertretertätigkeit des Mannes auch

verrichten müssen.

Den Antrag auf Witwerrente lehnte die Beklagte durch Bescheid

vom 11. Juli 1975 ab mit der Begründung, auch unter Berück-

sichtigung des wirtschaftlichen Wertes der Hausarbeit der

Versicherten habe diese den Familienunterhalt nicht über—

wiegend bestritten.

Die hiergegen erhobene Klage wurde abgewiesen (Urteil des

Sozialgerichts —SG—Hamburg vom 51. März 1977), die dagegen

eingelegte Berufung wurde durch Urteil des ISG Hamburg vom
15. Juni 1978 zurückgewiesen. Das LSG legte die vom Kläger

und der Versicherten im Jahre 1975 erzielten Einkünfte zu-
grunde, und zwar für den Kläger 17.228,—— DM und die Ver-

sicherte 11.856,—— DM. Wegen seiner Berufstätigkeit habe

der Kläger keine Hausarbeiten geleistet. Hinsichtlich des

Wertes der von der Versicherten geleisteten Hausarbeit

ging das LSG von einer objektiv erforderlichen durch—

schnittlichen täglichen Arbeitsleistung von 4 Stunden aus.
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Diese bewertete das LSG nach dem Einkommenstenüüertrag für die

Beschäftigten in Privathaushaltungen im Jahre 1975. Hiernach

ergab sich ein durchschnittliches Monatsgehalt von 955,10 DM

und bei 190,7 Arbeitsstunden ein Stundenlohn von 5,—- DM. Dies

ergab bei 22 Arbeitstagen ein Monatseinkommen von 440,-- DM und

ein Jahreseinkommen von 5.280,-— DM. Bei Hinzurechnung dieses

Betrages zu den übrigen Einkünften der Versicherten verblieb

gegenüber den Einkünften des Klägers noch eine Differenz von

442,-—DM.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision macht der Kläger geltend,

zu dem den wirtschaftlichen Wert der Hausarbeit der Versicherten

bestimmenden Tariflohn hätten noch ein 15. und 44. Monatsgehalt

sowie der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung hinzugerech-

net werden müssen. In diesem Falle hätte die Versicherte im Zeit—

punkt ihres Todes den Familienunterhalt überwiegend bestritten.

Weiterhin sei das LSG von einem untypischen letzten wirtschaft-

lichen Dauerzustand ausgegangen. Es sei unbillig, die zuletzt

erzielten Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit mit heranzuziehen.
Hätten der Kläger und die Versicherte nur von ihrem Rentenein-

kommen gelebt, dann hätte die Versicherte den Familienunterhalt

überwiegend bestritten. Durch seine Weiterarbeit nach Erreichen

der Altersgrenze erleide der Kläger einen unbilligen Rechtsnach-
teil.

Der Kläger beantragt,
die Urteile der Vorinstanzen sowie den Bescheid

der Beklagten v0m 14. Juli 4975 aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, ihm Witwerrente zu
gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche
Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs 2 des Sozialgerichte

gesetzes -SGG—).
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Die Revision ist unbegründet.

Mit Recht hat das LSG den Anspruch des Klägers auf Witwer-

rente gemäß 5 1266 Reichsversicherungsordnung (RVG) verneint,

weil seine verstorbene Ehefrau nicht den Familienunterhalt

überwiegend bestritten hat; diese Vorschrift ist mit dem

Grundgesetz zur Zeit noch vereinbar (BVerfG, SozR 2200
5 1266 Nr 2).

Es ist nicht zu beanstanden, wenn das LSG ausschließlich den

im letzten Jahr vor dem Tode der Versicherten geleisteten

Beitrag zum Familienunterhalt heranzieht (vgl BSG vom
8. März 1975 SozR Nr 15 zu 5 1266 RVG). Um hierbei auf-'

tretenden,zu unbilligen Ergebnissen führenden Zufälligkeiten

entgegenzuwirken, hat die Rechtsprechung (vgl BSGE 34, 55,

57 = SozR Nr 11 zu 5 1266 EVO; Urteil vom 28. Juni 1979 —
1 RJ 102/78; Urteil vom 25. Oktober 1979 — 4 RJ 47/78 —)

auf den vor dem Tode der Versicherten bestehenden letzten

wirtschaftlichen Dauerzustand abgestellt. Dieser wirtschaft—

liche Dauerzustand kann nicht, wie die Revision meint, auf

einen früheren Lebensabschnitt des Klägers und der Ver—
sicherten verlegt werden, sondern ist grundsätzlich der
letzte Zustand vor dem Tode der Versicherten. Das kann

allerdings in Einzelfällen immer noch zu unbilligen Ergeb-

nissen führen. Dies liegt indessen an der Zufälligkeit des
Eintritts des Todes als des Ereignisses, das als Versiche—

rungsfall Leistungsansprüche begründet. Hierbei richtet sich

in € 1266 RVG wie auch in anderen, einen Rentenanspruch be-

gründenden Vorschriften der Leistungsanspruch nach den im

Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles bestehenden

tatsächlichen Verhältnissen und geltenden Rechtsvorschrif-
ten.
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Die Bewertung der von der Versicherten geleisteten Hausarbeit,

die das ISG vorgenommen hat9 ist nicht zu beanstanden (vgl

BSGE 543 90 = SozR Nr 7 zu 5 4266 RVO Bl Aa 44). Ein Tarifver—

trag kann jedenfalls dann der Berechnung des Wertes der Haus-

arbeit zugrunde gelegt werden (vgl BSG Urteil vom 43; Februar

1969 — 12 RJ 50/68)9 wenn in einem Gericht3bezirk ein solcher

Tarifvertrag existiert. Ein Tarifvertrag ist eine geeignete

Grundlage zur Feststellung des wirtschaftlichen Wertes der Haus—

arbeit im Rahmen des 5 128 SGG. Aus ihm können die für Hausge-

hilfinnen (Hausangestellte) maßgebenden Löhne entnommen werden.

Bei der Findung des im Einzelfall in Betracht kommendes Lohnes

— hier zur Bewertung der Hausarbeit der Versicherten - genügt

die Ermittlung der nach ihren Tätigkeitsmerkmalen maßgebenden

Tarifgruppe sowie des dieser Gruppe zugeordneten Lohnes. Weitere

Lohnbestandteile (Weihnachtsgeld9 Urlaubsgeld u.a.) brauchen nur

dann hinzugerechnet zu werden, wenn auf sie ein tariflicher

Rechtsanspruch besteht (was für das 15„ und ih. Mcnatsgehalt

hier nicht zutrifft) und wenn sie für alle vom Tarifvertrag er—

faßten Beschäftigten ohne Rücksicht auf individuelle Besonder-

heiten des Beschäftigungsverhältnisses zu gewähren sind. Des—

wegen mußte im vorliegenden Fall z.B. dem tariflichen Stunden—

lohn ein tarifliches Urlaubsgeld nicht hinzugerechnet werden.

Dieses richtet sich nach der Dauer des Beschäftigungsverhält-

nisses und damit nach individuellen Gegebenheiten. Da aber im

vorliegenden Fall kein konkretes Beschäftigungsverhältnis nach

den Normen eines Tarifvertrages zu werten, sondern nur eine Lohn-
schätzung für ein fiktives Beschäftigungsverhältnis auf der

Grundlage eines Tarifvertrages vorzunehmen war‚ hätte es der

Feststellung des durchschnittlich gezahlten Urlaubsgeldes be—

durft, um einen brauchbaren Maßstab für den hier zu entschei—

denden Fall zu gewinnen„ Die hierzu erforderlichen Ermittlungen

wären praktisch nicht durchführbar gewesen. Für die in Ermange—
lung eines gegebenen Beschäftigungsverhältnisses notwendige

Typisierung des Wertes der Hausarbeit reichen die Lohngruppen

des Tarifvertrages insbesondere dann aus, wenn wie hier nicht

die niedrigste, sondern die höchstmögliche Tarifgruppe ange—

_ 6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 -

wandt wird. Eine andere brauchbare Typisierung findet sich

noch in den Leistungsgruppen der Anlagen zu 5 22 Fremdrenten—

gesetz (EEG). Hiernach wäre bei einer Einstufung der Ver-

sicherten in die Leistungsgruppe 2 der Arbeiterinnen in der

Landwirtschaft, zu denen auch die Hausgehilfinnen zählen,

für das hier maßgebende Jahr 1975 ein Einkommen von

8.148,-- DM und in der Leistungsgruppe 4 (Wirtschafterin)

10.692,—— DM zugrundezulegen. Diese Einkünfte gelten für

Ganztagsbeschäftigungen, während hier nur eine Teilzeitbe-

schäftigung in Betracht kommt.

Zu der Heranziehung von Leistungsgruppen bestand jedoch hier

keine Veranlassung, weil ein Tarifvertrag verlag, dem das

LSG den Vorzug geben durfte.

Zutreffend ging das LSG von einer täglichen Arbeitszeit von

vier Stunden als für die Führung des Haushaltes objektiv er—

forderlich aus (vgl BSGE 31, 90 = SozR Nr 7 zu 5 4266 EVO).

Nach den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen ergab

sich dabei unter Zugrundelegung eines Stundenlohnes von
brutto 5‚—- DM ein monatlicher Wert von 440,—- DM oder

5.280,-— DM im Jahr. Hierdurch lag der Beitrag der Versicher—

ten zum Familienunterhalt um 412,—- DM niedriger als der des
Klägers.

Entgegen der Auffassung des Klägers ist dem ermittelten Wert

der Haushaltsführung nicht der Arbeitgeberanteil zu Sozial—
versicherungsbeiträgen hinzuzurechnen. Für die Bestimmung

des Wertes der Hausarbeit gilt nicht das Schadensersatz-

prinzip, wonach die Aufwendungen zu ersetzen sind, die einem
Geschädigten durch die Notwendigkeit einer Beschäftigung

einer Ersatzkraft entstehen. Zu diesen Aufwendungen würde

auch der Arbeitgeberanteil zu den Sozialversicherungsbeiträ-

gen zählen. Die familienhafte Mitarbeit einer Ehefrau im

Haushalt ist jedoch danach zu bemessen, welche Einkünfte die
Ehefrau in einem vergleichbaren Beschäftigungsverhältnis bei
einem fremden Arbeitgeber erzielen würde. Zu diesen Einkünf—
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ten zählt nicht der Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung.

Insoweit handelt es sich nur um eine Aufwendung des Arbeitgebers.

Aus diesem Grunde besteht auch keine Veranlassung, diesen Arbeit-

geberanteil speziell bei der Ermittlung des Wertes der Hausarbeit

zu berücksichtigen (vgl auch BSG Urteil vom 16. November 4972

- 41 RA 454/71 - SozR Nr 12 zu 5 1266 RVG).

Nach alledem sind die vom 186 getroffenen Feststellungen hin-

sichtlich des Beitrages des Klägers und der Versicherten zum
Familienunterhalt, insbesondere zur Bewertung der von der Ver—
sicherten verrichteten Hausarbeit nicht zu beanstanden. Danach

hat die Versicherte im Zeitpunkt ihres Todes den Familienunter-

halt iS des 5 4266 RVG nicht überwiegend bestritten.

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 195 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

